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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 AL 02142/00
Datum 19.06.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 134/03
Datum 08.03.2006

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 19.
Juni 2001 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten. Die
Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte zu Recht die Bewilligung von
Arbeitslosenhilfe (Alhi) wegen nicht sichergestellter Erreichbarkeit der KlÃ¤gerin
abgelehnt hat.

Die 1961 geborene, erstmals 1991 und danach wiederholt arbeitslose und im
Leistungsbezug der Beklagten stehende KlÃ¤gerin meldete sich nach rund
zehnwÃ¶chiger ZwischenbeschÃ¤ftigung und anschlieÃ�ender dreiwÃ¶chiger
ArbeitsunfÃ¤higkeit mit Wirkung zum 22.01.2000 beim Arbeitsamt K. (AA) erneut
arbeitslos und beantragte Arbeitslosengeld (Alg), das ihr fÃ¼r eine
Restanspruchsdauer von zwÃ¶lf Tagen bewilligt und bis zur ErschÃ¶pfung des
Anspruches am 02.02.2000 gezahlt wurde (Weiterbewilligungsbescheid vom
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21.02.2000).

Den am 01./02.02.2000 erfolgten Umzug von ihrer bisherigen Wohnung in P. in die
neue Wohnung A. S. W. 6 in O.-R. zeigte die KlÃ¤gerin dem AA zeitnah unter
Vorlage einer MeldebestÃ¤tigung an. Bei der neuen Wohnung handelt es sich um
eine von der KlÃ¤gerin gekaufte Eigentumswohnung in einem HochhausgebÃ¤ude,
die sie zwar mit einem beschrifteten Klingelschild versah, es aber (zunÃ¤chst)
versÃ¤umte, den seitlich des GebÃ¤udes angebrachten Briefkasteneinwurfschlitz
ebenfalls mit einem Namensschild zu versehen; lediglich an der im Treppenhaus
des GebÃ¤udes gelegenen Postentnahmestelle war ein solches angebracht.

Unter dem 24.01.2000 beantragte die KlÃ¤gerin die Bewilligung von
(Anschluss-)Alhi, wobei anlÃ¤sslich der Einreichung des Antragsformulars am
07.02.2000 die Anschrift nachtrÃ¤glich korrigiert wurde. Durch ihre Unterschrift
bestÃ¤tigte die KlÃ¤gerin u.a., das Merkblatt 1 fÃ¼r Arbeitslose erhalten und von
seinem Inhalt Kenntnis genommen zu haben.

Der wegen einer Alg-Ã�berzahlung vom 15.10. bis 26.10.1999 erlassene und an die
neue Anschrift der KlÃ¤gerin gerichtete Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom
15.02.2000 gelangte als erste Postsendung am 21.02.2000 mit dem Vermerk
"unbekannt" an das AA zurÃ¼ck. Nachdem ein Anruf des AA bei dem Bediensteten
B. des Einwohnermeldeamtes von O.-R. ergeben hatte, dass die KlÃ¤gerin dort noch
unter der angegebenen Anschrift gemeldet war, lehnte das AA den Alhi-Antrag mit
Bescheid vom 28.02.2000 ab, weil die KlÃ¤gerin seit 03.02.2000 nicht erreichbar,
infolgedessen nicht verfÃ¼gbar und somit nicht arbeitslos sei.

Am 28.02.2000 gelangten gleich vier Postsendungen (u.a. der Alg-
Bewilligungsbescheid und Leistungsnachweise), drei davon mit dem Vermerk
"unbekannt" und einer mit dem Vermerk "unbekannt verzogen", und schlieÃ�lich
am 02.03.2000 der erwÃ¤hnte Ablehnungsbescheid ebenfalls mit dem Vermerk
"unbekannt verzogen" an das AA zurÃ¼ck. Weitere Anrufe beim
Einwohnermeldeamt O.-R. jeweils am Tag der PostrÃ¼cklÃ¤ufe ergaben das selbe
Ergebnis wie der erste Anruf, worauf sich der Kommunalbedienstete B. gegenÃ¼ber
dem AA bereit erklÃ¤rte, den Amtsboten vorbeizuschicken um festzustellen, ob
Klingel- und Briefkastenschilder mit dem Namen der KlÃ¤gerin angebracht seien;
der noch am 02.03.2000 erfolgte RÃ¼ckruf bestÃ¤tigte die oben bereits getroffenen
Feststellungen.

Am 15.03.2000 sprach die KlÃ¤gerin von sich aus beim AA vor, meldete sich erneut
arbeitslos und erhielt auf ihren Antrag ab dem genannten Datum Alhi im HÃ¶he von
44,15 DM tÃ¤glich (Bewilligungsbescheid vom 21.03.2000), nachdem sie die
unterbliebene Beschriftung des Briefkastens mit einem Versehen entschuldigt und
unverzÃ¼gliche Abhilfe angekÃ¼ndigt hatte.

Gegen den Ablehnungsbescheid vom 28.02.2000 wandte die KlÃ¤gerin mit ihrem
Widerspruch ein, sie sei jeden Tag persÃ¶nlich unter der neuen Anschrift zu
erreichen gewesen. Ihrer Meinung nach hÃ¤tte sich der BrieftrÃ¤ger, der auf dem
Weg zu den BriefkÃ¤sten ohnehin am Hauseingang vorbei komme, vergewissern
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mÃ¼ssen, ob ihr Name schon auf dem Klingelschild zu finden sei. Der Widerspruch
blieb ohne Erfolg, denn maÃ�geblich sei, dass der Briefkasten auf der Einwurfseite
so beschriftet sei, dass die Mitarbeiter der Post Briefsendungen dem jeweiligen
Adressaten zuordnen kÃ¶nnten (Widerspruchsbescheid vom 15.05.2000).

Deswegen hat die KlÃ¤gerin am 15.06.2000 Klage zum Sozialgericht Karlsruhe
erhoben, zu deren BegrÃ¼ndung sie ergÃ¤nzend vorgetragen hat, sie sei bei ihrem
Einzug davon ausgegangen, dass nur die BriefkÃ¤sten im Treppenhaus des
GebÃ¤udes bestÃ¼nden und der Postbote dementsprechend das GebÃ¤ude zur
Verteilung der Post betreten mÃ¼sse; gleichzeitig hat sie allerdings eingerÃ¤umt,
dass Post nur von auÃ�en eingeworfen werden kÃ¶nne.

Mit Urteil vom 19.06.2001 hat das Sozialgericht der Klage stattgegeben, indem es
entsprechend dem in der mÃ¼ndlichen Verhandlung auf Anregung des Gerichts
gestellten Antrag der KlÃ¤gerin die angefochtenen Bescheide abgeÃ¤ndert und die
Beklagte verurteilt hat, der KlÃ¤gerin ab 02.03.2000 Alhi zu gewÃ¤hren. Der von
der Beklagten gegebenen BegrÃ¼ndung ist es nur fÃ¼r den Zeitraum bis
01.03.2000 gefolgt. Ab 02.03.2000 habe die Beklagte aber von der problematischen
Erreichbarkeit der KlÃ¤gerin Kenntnis gehabt, insbesondere davon, dass diese
versehentlich vergessen habe, ihren Briefkasten zu beschriften; andere GrÃ¼nde
als ein Versehen seien fÃ¼r ein solches leistungsschÃ¤dliches Verhalten kaum
denkbar. Aufgrund der aus dem SozialrechtsverhÃ¤ltnis erwachsenen
FÃ¼rsorgepflicht habe die Beklagte daher ab dem 02.03.2000 nicht untÃ¤tig
bleiben dÃ¼rfen, vielmehr die KlÃ¤gerin umgehend auf die unterbliebene
Beschriftung des Briefkastens hinweisen mÃ¼ssen. Zwar kÃ¶nne fehlende
Erreichbarkeit als tatsÃ¤chliches Anspruchselement nicht Ã¼ber das Institut des
sozialrechtlichen Herstellungsanspruches geheilt werden, diese EinschrÃ¤nkung
kÃ¶nne hier jedoch nicht gelten, weil zum einen die Beklagte den Amtsboten des
Einwohnermeldeamtes O.-R. nicht nur heimlich, sondern ebenso dazu hÃ¤tte
einsetzen kÃ¶nnen, bei der KlÃ¤gerin zu klingeln und sie auf ihre fehlende
Erreichbarkeit hinzuweisen bzw. ein entsprechendes Schreiben an der Klingel zu
befestigen. Zum anderen sei der Fall der KlÃ¤gerin mit dem eines Arbeitslosen zu
vergleichen, der umziehe und einen Nachsendeantrag bei der Poste stelle; in einem
solchen Fall akzeptiere die Beklagte ausweislich der hierzu erlassenen
Dienstanweisungen die Erreichbarkeit ohne weiteres, wenn der Umzug innerhalb
des AA-Bezirks erfolge. Aus der Regelung, dass im Falle eines Umzugs in einen
anderen AA-Bezirk die Beklagte sich selbst verpflichte, den Arbeitslosen zu
informieren, dass er Leistungen erst ab dem Zeitpunkt einer erneuten
persÃ¶nlichen Meldung beim neuen AA erhalten kÃ¶nne, folge aus GrÃ¼nden der
Gleichbehandlung die Verpflichtung der Beklagten, VerfÃ¼gbarkeitsmÃ¤ngel durch
Hinweise an den Arbeitslosen zu beseitigen.

Das Urteil ist der Beklagten am 17.07.2001 zugestellt worden.

Dagegen wendet sich die Beklagte mit ihrer Berufung, die der Senat auf die am
31.07.2001 eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde mit Beschluss vom 13.01.2003
wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen hat.
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Die Beklagte beruft sich zur BegrÃ¼ndung des Rechtsmittels auf das im
Zulassungsbeschluss des Senats erwÃ¤hnte Urteil des Bundessozialgerichts (BSG)
vom 01.08.1996 â�� 11 RAr 9/96 -. Der dort zur zeitlichen Eingrenzung der
Schadenminderungspflicht gezogene Rahmen von drei Monaten fÃ¼r ein
TÃ¤tigwerden der Beklagten zur Behebung vom Arbeitslosen durch eigenes
Fehlverhalten geschaffener Leistungshindernisse mute diesem leistungsrechtliche
Nachteile jedenfalls in diesem zeitlichen Rahmen zu. Im Falle der KlÃ¤gerin sei
jedoch nur der Zeitraum vom 02.03. bis 14.03.2000 streitig, wodurch die
Zumutbarkeit nicht tangiert werde.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 19. Juni 2001 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, ihr seien keinerlei Nachteile zuzumuten, sofern die Beklagte,
was hier der Fall sein, in der Lage gewesen sei, Nachteile durch eigenes Handeln
abzuwenden.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Die die KlÃ¤gerin betreffenden Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Akten
des Sozialgerichts haben dem Senat vorgelegen. Auf den Inhalt dieser Akten sowie
der SchriftsÃ¤tze der Beteiligten wird zur nÃ¤heren Darstellung des Sachverhalts
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz -SGG- ), ist kraft ausdrÃ¼cklicher Zulassung durch Beschluss
des Senats vom 13.01.2003 statthaft und auch sonst zulÃ¤ssig. Einer Zulassung des
Rechtsmittels hat es bedurft, weil der angefochtene Bescheid nur noch insoweit im
Streit ist, als mit ihm auch fÃ¼r die Zeit vom 02.03. bis 14.03.2000 Alhi abgelehnt
worden ist; bei einem an sich zustehenden tÃ¤glichen Leistungssatz von 44,15 DM
wird damit der (damals) maÃ�gebende Wert des Beschwerdegegenstandes von
1.000 Deutsche Mark (vgl. Â§ 144 Abs. 1 Satz Nr. 1 SGG a.F.) klar erkennbar nicht
Ã¼berstiegen. Die Berufung ist auch in der Sache begrÃ¼ndet, denn entgegen der
Auffassung des Sozialgerichts ist der Ablehnungsbescheid insgesamt rechtmÃ¤Ã�ig.

Materiell-rechtlicher Ausgangspunkt der PrÃ¼fung ist Â§ 190 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III), der regelt, unter welchen Voraussetzungen
Arbeitnehmer einen Anspruch auf Alhi haben. Mit Ausnahme der Arbeitslosigkeit
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(vgl. Â§ 190 Abs. 1 Nr. SGB III) sind im Falle der KlÃ¤gerin sÃ¤mtliche dieser
Voraussetzungen erfÃ¼llt, was keiner nÃ¤heren ErlÃ¤uterung bedarf. Ob jemand
arbeitslos im Sinne des Alhi-Rechts ist, richtet sich aufgrund der Verweisungsnorm
des Â§ 198 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB III nach den fÃ¼r das Alg maÃ�gebenden
Bestimmungen, wonach dieses Anspruchsmerkmal nach dem abgestuften Schema
der Â§Â§ 117 ff. SGB III u.a. durch die sich auseinander herleitenden Merkmale der
BeschÃ¤ftigungssuche (vgl. Â§ 118 Abs. 1 Nr. 2 SGB III), der VerfÃ¼gbarkeit (vgl. Â§
119 Abs. 1 Nr. 2 SGB III) und der ArbeitsfÃ¤higkeit (vgl. Â§ 119 Abs. 2 SGB III)
gekennzeichnet ist. ArbeitsfÃ¤hig ist danach nur der Arbeitslose, der VorschlÃ¤gen
des Arbeitsmarktes zur beruflichen Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten
kann (vgl. Â§ 119 Abs. 2 Nr. 3 SGB III). Daran hat es im Falle der KlÃ¤gerin gefehlt,
denn sie hat es wÃ¤hrend des hier streitigen Zeitraumes pflichtwidrig versÃ¤umt
sicherzustellen, dass das AA sie persÃ¶nlich an jedem Werktag an ihrem Wohnsitz
unter der von ihr benannten Anschrift durch Briefpost hat erreichen kÃ¶nnen, wie
es Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 der aufgrund der ErmÃ¤chtigungsnorm des Â§ 152 Nr. 2 SGB
III erlassenen Erreichbarkeits-Anordnung vom 23.10.1997 erfordert. Entgegen der
Belehrung im Merkblatt fÃ¼r Arbeitslose (vgl. Stand April 1999, S. 20), dessen
Erhalt sie bestÃ¤tigt und auÃ�erdem versichert hat, von seinem Inhalt Kenntnis
genommen zu haben, hat die KlÃ¤gerin ihre postalische Erreichbarkeit unmittelbar
nach erfolgtem Umzug nicht sichergestellt, weil sie zwar die Klingel und die im
GebÃ¤udeinnern befindliche Postentnahmestelle, jedoch nicht den seitlich
auÃ�erhalb des GebÃ¤udes befindlichen Briefeinwurfschlitz mit ihrem Namensschild
versehen hat. Dieses VersÃ¤umnis geht zu ihren Lasten. Da im Grundsatz gilt, dass
die nach dem Recht des SGB III im Gegensatz zu dem des vorhergehenden Rechts
des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG) allein maÃ�gebende postalische
Erreichbarkeit erfordert, dass Postsendungen dem Arbeitslosen unmittelbar, d.h.
ohne VerzÃ¶gerungen durch Nachforschungen, ohne Einschaltung dritter Personen
und ohne AbhÃ¤ngigkeit von ZufÃ¤llen zugestellt werden kÃ¶nnen (vgl.
Bundessozialgericht â�� BSG -, in SozR 3-4300 Â§ 119 Nr. 3), ist die KlÃ¤gerin im
streitbefangenen Zeitraum nicht erreichbar und damit nicht arbeitslos gewesen.

Eine abweichende Beurteilung der Rechtslage ist entgegen der Ansicht des
Sozialgerichts auch nicht wegen der Gefahr einer verzÃ¶gerlichen Reaktion der
Beklagten auf die Kenntnis von der unterlassenen Beschriftung des
Briefeinwurfschlitzes durch die KlÃ¤gerin geboten. Dies gilt nach Auffassung des
Senats auch angesichts des Umstandes, dass die Beklagte, legt man die oben
beschriebenen MaÃ�stÃ¤be an, aufgrund Ã¼berobligatorischer Nachforschungen
zum Teil unter Einschaltung einer anderen BehÃ¶rde, positive Kenntnis von der
Ursache der mangelnden postalischen Erreichbarkeit der KlÃ¤gerin erlangt hat.
Zwar hat das BSG in einer Entscheidung vom 29.11.1989 (in SozR 4100 Â§ 103 Nr.
47 = BSGE 66,103) eine (damals) zur AusÃ¼bung von Ermessen verpflichtende
Atypik fÃ¼r den Fall eines der Beklagten bekannt gewordenen, vom Arbeitslosen
jedoch nicht mitgeteilten Umzugs bejaht und u.a. ausgefÃ¼hrt, die Beklagte dÃ¼rfe
sich in solchen FÃ¤llen nicht darauf beschrÃ¤nken, die Leistungen einzustellen,
vielmehr sei ihr zuzumuten, erkennbare Vermittlungshemmnisse zu beseitigen,
sofern dies mit zumutbarem Verwaltungsaufwand mÃ¶glich sei; allerdings komme
es darauf an, ob und zu welchem Zeitpunkt der Beklagten unter BerÃ¼cksichtigung
der Belange sachgerecht mÃ¶glichen Verwaltungshandelns eigene MaÃ�nahmen
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zumutbar gewesen seien. Letzterer Punkt hat zur ZurÃ¼ckverweisung an die
Vorinstanz gefÃ¼hrt und ist daher vom BSG selbst nicht entschieden worden.

In anderem Zusammenhang (nicht mitgeteilte ZwischenbeschÃ¤ftigung) hat sich
das BSG ebenfalls mit der Problematik der sog. Schadensminderungspflicht
auseinandergesetzt und diese einer frÃ¼heren Rechtssprechung folgend aus der
dem SozialrechtsverhÃ¤ltnis erwachsenden Pflicht hergeleitet, sich gegenseitig vor
vermeidbarem, das VersicherungsverhÃ¤ltnis betreffendem Schaden zu bewahren,
die nicht schon dadurch entfalle, dass die schadensgeneigte Lage durch eigenes
Fehlverhalten des Arbeitslosen entstanden sei. Die nach Â§Â§ 15 Abs. 3, 132 Abs. 1
Satz 3 AFG geforderte Meldung des Arbeitslosen, die drei Monate nicht
Ã¼berschreiten sollte, kÃ¶nne die Gefahr von Nachteilen fÃ¼r den Arbeitslosen
weitgehend mildern (vgl. das bereits im Tatbestand zitierte Urteil des BSG vom
01.08.1996).

Wenngleich diese Meldeaufforderung in bestimmten zeitlichen AbstÃ¤nden nach
hier anzuwendendem Recht nicht mehr besteht, entnimmt der erkennende Senat
der bisherigen Rechtssprechung des BSG, dass die Beklagte entgegen der Annahme
der KlÃ¤gerin keineswegs verpflichtet ist, sofort nach Bekanntwerden eines
Leistungshindernisses von sich aus tÃ¤tig zu werden und auf dessen Beseitigung
hinzuwirken. PrimÃ¤r und grundsÃ¤tzlich ist es nÃ¤mlich Aufgabe und Verpflichtung
des Arbeitslosen als demjenigen, der einen Leistungsanspruch geltend macht, die
dafÃ¼r erforderlichen Voraussetzungen nachzuweisen, d.h. im konkreten Fall, seine
Erreichbarkeit sicherzustellen. Nach Auffassung des Senats kann die Beklagte in
einem Fall wie dem der KlÃ¤gerin auch nach Bekanntwerden eines
Leistungshindernisses jedenfalls zunÃ¤chst erwarten, dass ein Antragsteller von
sich aus an die BehÃ¶rde herantritt, wenn er von dort keine Nachricht z.B. in Form
eines Bescheides auf seinem Antrag erhÃ¤lt, und solange eigene Nachforschungen
zurÃ¼ckstellen. Dies gilt nach hier vertretener Auffassung prinzipiell auch fÃ¼r den
Fall, dass das Leistungshindernis fÃ¼r die Beklagte erkennbar auf ein Versehen des
Arbeitslosen zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, wobei die Annahme des Sozialgerichts, die
unterbliebene Beschriftung des Posteinwurfschlitzes mit dem Namen der KlÃ¤gerin
kÃ¶nne praktisch nur auf einem Versehen beruhen, mit der Lebenswirklichkeit nicht
Ã¼bereinstimmt und daher vom Senat in dieser AusschlieÃ�lichkeit nicht geteilt
wird.

Zu bedenken ist ferner, dass Nachforschungen Dritter von der Beklagten nicht ohne
weiteres beansprucht werden kÃ¶nnen und im konkreten Fall nur deswegen
angestellt worden sind, weil sich die Ã¶rtliche MeldebehÃ¶rde, ohne dazu
verpflichtet zu sein, bereit erklÃ¤rt hat, den Amtsboten mit der Feststellung der
Ã¤uÃ�eren VerhÃ¤ltnisse zu betrauen. Zumindest in diesem zeitlichen Stadium war
es der Beklagten auch nicht zuzumuten, ihren eigenen AuÃ�endienst mit weiteren
Nachforschungen zu beauftragen auf die Gefahr hin, die KlÃ¤gerin auf
Klingelzeichen in ihrer Wohnung nicht anzutreffen und deswegen unter UmstÃ¤nden
diesen Vorgang einmal oder gar mehrmals wiederholen zu mÃ¼ssen.

Nach Auffassung des Senats kann im vorliegenden Fall offen bleiben, ab welchem
Zeitpunkt die Beklagte im Rahmen ihrer Schadenminderungspflicht von sich aus
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hÃ¤tte weiter tÃ¤tig werden mÃ¼ssen, um die fehlende Erreichbarkeit der
KlÃ¤gerin zu beseitigen, denn jedenfalls hat eine solche Verpflichtung nicht bereits
fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum vom 02.03. bis 14.03.2000 bestanden. Im
Rahmen der anzustellenden InteressenabwÃ¤gung und unter Beachtung des
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatzes ist es der KlÃ¤gerin zuzumuten, den auf
eigenem Fehlverhalten beruhendem Leistungsausfall im streitigen Zeitraum
hinzunehmen, denn zum einen hat es nahe gelegen, gerade den fÃ¼r die
Postzustellung bestimmten Briefeinwurfschlitz mit dem Namensschild zu versehen,
und zum anderen hat sie nicht erwarten kÃ¶nnen, dass ein Postzusteller zumal in
einem HochhausgebÃ¤ude mit einer Vielzahl von Wohnungen anhand des
Klingelschildes den Adressaten ermittelt, das Klingelzeichen betÃ¤tigt und Post
persÃ¶nlich Ã¼bergibt. AuÃ�erdem hat ihr entgegen frÃ¼heren Einlassungen auch
bewusst sein mÃ¼ssen, dass mit der Anbringung des Namensschildes an der im
Inneren des GebÃ¤udes gelegenen und nicht fÃ¼r den Einwurf von Briefen
geeigneten Postentnahmestelle ihre postalische Erreichbarkeit generell nicht
sichergestellt war, was sie anlÃ¤sslich ihrer AnhÃ¶rung vor dem Sozialgericht dann
auch eingerÃ¤umt hat.

Entgegen der Ansicht des Sozialgerichts ergibt sich aus den Dienstanweisungen der
Beklagten zur Frage der Erreichbarkeit nach einem Umzug (DA 3.4.1) keine
abweichende Beurteilung. Sofern dort nÃ¤mlich fÃ¼r den Fall eines Umzugs des
Arbeitslosen innerhalb der Wohngemeinde oder in eine Nachbargemeinde bei
rechtzeitig gestelltem Nachsendeantrag die Erreichbarkeit als sichergestellt
angesehen wird, geht die Beklagte davon aus, dass an den Arbeitslosen gerichtete
Post diesen auch tatsÃ¤chlich (und ohne VerzÃ¶gerung) erreicht, was bei der
KlÃ¤gerin gerade nicht der Fall gewesen ist. Der Fall eines ZustÃ¤ndigkeitswechsels
des Arbeitsamtes infolge eines Umzugs, fÃ¼r den die Dienstanweisungen eine
unverzÃ¼gliche Information des Arbeitslosen verlangen (vgl. DA 3.4.1 Abs. 5),
regelt einen Fall, der mit dem der KlÃ¤gerin nicht vergleichbar ist. Abgesehen
davon ist die Informationspflicht der Beklagten im Falle eines
ZustÃ¤ndigkeitswechsels deswegen geboten, weil es sich dabei (auch) um eine
Ã�nderung auf Seiten des LeistungstrÃ¤gers handelt und somit seinen
Verantwortungsbereich betrifft.

Die Berufung der Beklagten hat damit Erfolg, weshalb das angefochtene Urteil
aufzuheben und die Klage abzuweisen ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision wird wegen der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung der Rechtssache
zugelassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 06.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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